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Gegenüberstellung 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über  
transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union im Bereich des Zivilrechts 

 
Geltende Fassung 

 
Geänderte Fassung Richtlinienbezug 

Artikel 1 Artikel 1  

Nachweisgesetz Nachweisgesetz  

§ 1 Anwendungsbereich § 1 Anwendungsbereich  

Dieses Gesetz gilt für alle Arbeitnehmer, es sei denn, 
daß sie nur zur vorübergehenden Aushilfe von höchs- 
tens einem Monat eingestellt werden. Praktikanten, die 
gemäß § 22 Absatz 1 des Mindestlohngesetzes als Ar- 
beitnehmer gelten, sind Arbeitnehmer im Sinne dieses 
Gesetzes. 

Dieses Gesetz gilt für alle Arbeitnehmer, es sei denn, 
daß sie nur zur vorübergehenden Aushilfe von höchs- 
tens einem Monat eingestellt werden. Praktikanten, die 
gemäß § 22 Absatz 1 des Mindestlohngesetzes als Ar- 
beitnehmer gelten, sind Arbeitnehmer im Sinne dieses 
Gesetzes. 

 

§ 2 Nachweispflicht § 2 Nachweispflicht  

(1) Der Arbeitgeber hat spätestens einen Monat nach 
dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhältnisses die 
wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzu- 
legen, die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Ar- 
beitnehmer auszuhändigen. In die Niederschrift sind 
mindestens aufzunehmen: 

(1) Der Arbeitgeber hat spätestens einen Monat nach 
dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhältnisses die 
wesentlichen Vertragsbedingungen des Arbeitsverhält- 
nisses innerhalb der Fristen des Satzes 4 schriftlich 
niederzulegen, die Niederschrift zu unterzeichnen und 
dem Arbeitnehmer auszuhändigen. In die Niederschrift 
sind mindestens aufzunehmen: 

 

1. der Name und die Anschrift der Vertragsparteien, 1. der Name und die Anschrift der Vertragsparteien,  
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2. der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses, 2. der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses,  

3. bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorherseh- 
bare Dauer des Arbeitsverhältnisses, 

3. bei befristeten Arbeitsverhältnissen: das Enddatum 
oder die vorhersehbare Dauer des Arbeitsverhältnis- 
ses, 

Art. 4 Abs. 2 lit. e 

4. der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur 
an einem bestimmten Arbeitsort tätig sein soll, ein Hin- 
weis darauf, daß der Arbeitnehmer an verschiedenen 
Orten beschäftigt werden kann, 

4. der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur 
an einem bestimmten Arbeitsort tätig sein soll, ein Hin- 
weis darauf, daß der Arbeitnehmer an verschiedenen 
Orten beschäftigt werden oder seinen Arbeitsort frei 
wählen kann, 

Art. 4 Abs. 2 lit. b 

5. eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der 
vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit, 

5. eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der 
vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit, 

 

 6. sofern vereinbart, die Dauer der Probezeit, Art. 4 Abs. 2 lit. g 

6. die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsent- 
gelts einschließlich der Zuschläge, der Zulagen, Prä- 
mien und Sonderzahlungen sowie anderer Bestandteile 
des Arbeitsentgelts und deren Fälligkeit, 

67. die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeits- 
entgelts einschließlich der Vergütung von Überstun- 
den, der Zuschläge, der Zulagen, Prämien und Son- 
derzahlungen sowie anderer Bestandteile des Arbeits- 
entgelts, die getrennt anzugeben sind, und deren Fäl- 
ligkeit sowie die Art der Auszahlung, 

Art. 4 Abs. 2 lit. k und lit. l 

7. die vereinbarte Arbeitszeit, 78. die vereinbarte Arbeitszeit, vereinbarte Ruhepau- 
sen und Ruhezeiten sowie bei vereinbarter Schichtar- 
beit das Schichtsystem, der Schichtrhythmus und Vo- 
raussetzungen für Schichtänderungen, 

Art. 4 Abs. 2 lit. l: 
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 9. bei Arbeit auf Abruf nach § 12 des Teilzeit- und Be- 
fristungsgesetzes: 
a) die Vereinbarung, dass der Arbeitnehmer seine Ar- 
beitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbrin- 
gen hat, 
b) die Zahl der mindestens zu vergütenden Stunden, 
c) der Zeitrahmen, bestimmt durch Referenztage und 
Referenzstunden, der für die Erbringung der Arbeits- 
leistung festgelegt ist, und 
d) die Frist, innerhalb derer der Arbeitgeber die Lage 
der Arbeitszeit im Voraus mitzuteilen hat, 

Art. 4 Abs. 2 lit. m 

 10. sofern vereinbart, die Möglichkeit der Anordnung 
von Überstunden und deren Voraussetzungen, 

Art. 4 Abs. 2 lit. l 

8. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 811. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,  

 12. ein etwaiger Anspruch auf vom Arbeitgeber bereit- 
gestellte Fortbildung, 

Art. 4 Abs. 2 lit. h 

 13. wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine be- 
triebliche Altersversorgung über einen Versorgungsträ- 
ger zusagt, der Name und die Anschrift dieses Versor- 
gungsträgers; die Nachweispflicht entfällt, wenn der 
Versorgungsträger zu dieser Information verpflichtet 
ist, 
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9. die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnis- 
ses, 

914. das bei der Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer einzuhaltende Ver- 
fahren, mindestens das Schriftformerfordernis und die 
Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses, so- 
wie die Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutz- 
klage; § 7 des Kündigungsschutzgesetzes ist auch bei 
einem nicht ordnungsgemäßen Nachweis der Frist zur 
Erhebung einer Kündigungsschutzklage anzuwenden, 

Art. 4 Abs. 2 lit. j 

10. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die 
Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die 
auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind. 

1015. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf 
die auf das Arbeitsverhältnis anwendbaren Tarifver- 
träge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und Rege- 
lungen paritätisch besetzter Kommissionen, die auf der 
Grundlage kirchlichen Rechts Arbeitsbedingungen für 
den Bereich kirchlicher Arbeitgeber festlegen., die auf 
das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind. 

Art. 4 Abs. 2 lit. n 

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen 
in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen 
in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 
Dem Arbeitnehmer ist die Niederschrift mit den Anga- 
ben nach Satz 2 Nummer 1, 7 und 8 spätestens am 
ersten Tag der Arbeitsleistung, die Niederschrift mit 
den Angaben nach Satz 2 Nummer 2 bis 6, 9 und 10 
spätestens am siebten Kalendertag nach dem verein- 

Art. 3 
Art. 5 Abs. 1 
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 barten Beginn des Arbeitsverhältnisses und die Nie- 
derschrift mit den übrigen Angaben nach Satz 2 spä- 
testens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn 
des Arbeitsverhältnisses auszuhändigen. 

 

(1a) Wer einen Praktikanten einstellt, hat unverzüglich 
nach Abschluss des Praktikumsvertrages, spätestens 
vor Aufnahme der Praktikantentätigkeit, die wesentli- 
chen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, 
die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Praktikan- 
ten auszuhändigen. In die Niederschrift sind mindes- 
tens aufzunehmen: 
1. der Name und die Anschrift der Vertragsparteien, 
2. die mit dem Praktikum verfolgten Lern- und Ausbil- 
dungsziele, 
3. Beginn und Dauer des Praktikums, 
4. Dauer der regelmäßigen täglichen Praktikumszeit, 
5. Zahlung und Höhe der Vergütung, 
6. Dauer des Urlaubs, 
7. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die 
Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die 
auf das Praktikumsverhältnis anzuwenden sind. 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(1a) Wer einen Praktikanten einstellt, hat unverzüglich 
nach Abschluss des Praktikumsvertrages, spätestens 
vor Aufnahme der Praktikantentätigkeit, die wesentli- 
chen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, 
die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Praktikan- 
ten auszuhändigen. In die Niederschrift sind mindes- 
tens aufzunehmen: 
1. der Name und die Anschrift der Vertragsparteien, 
2. die mit dem Praktikum verfolgten Lern- und Ausbil- 
dungsziele, 
3. Beginn und Dauer des Praktikums, 
4. Dauer der regelmäßigen täglichen Praktikumszeit, 
5. Zahlung und Höhe der Vergütung, 
6. Dauer des Urlaubs, 
7. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die 
Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, 
die auf das Praktikumsverhältnis anzuwenden sind. 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
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(2) Hat der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung länger 
als einen Monat außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland zu erbringen, so muß die Niederschrift 
dem Arbeitnehmer vor seiner Abreise ausgehändigt 
werden und folgende zusätzliche Angaben enthalten: 

(2) Hat der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung länger 
als einen Monat vier aufeinanderfolgende Wochen au- 
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu erbringen, 
so muß die Niederschrift dem Arbeitnehmer vor seiner 
Abreise ausgehändigt werden und folgende zusätzli- 
che Angaben enthalten hat der Arbeitgeber dem Ar- 
beitnehmer vor dessen Abreise die Niederschrift nach 
Absatz 1 Satz 1 mit allen wesentlichen Angaben nach 
Absatz 1 Satz 2 und folgenden zusätzlichen Angaben 
auzuhändigen: 

Art. 7 

1. die Dauer der im Ausland auszuübenden Tätigkeit, 1. das Land oder die Länder, in dem oder in denen die 
Arbeit im Ausland geleistet werden soll, und die ge- 
plante die Dauer der im Ausland auszuübenden Tätig- 
keit Arbeit, 

2. die Währung, in der das Arbeitsentgelt ausgezahlt 
wird, 

2. die Währung, in der das Arbeitsentgelt ausgezahlt 
wird die Entlohnung erfolgt, 

3. ein zusätzliches mit dem Auslandsaufenthalt verbun- 
denes Arbeitsentgelt und damit verbundene zusätzliche 
Sachleistungen, 

3. ein zusätzliches mit dem Auslandsaufenthalt ver- 
bundenes Arbeitsentgelt und damit verbundene zu- 
sätzliche Sachleistungen sofern vereinbart, mit dem 
Auslandsaufenthalt verbundene Geld- oder Sachleis- 
tungen, insbesondere Entsendezulagen und zu erstat- 
tende Reise-, Verpflegungs- und Unterbringungskos- 
ten, 
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4. die vereinbarten Bedingungen für die Rückkehr des 
Arbeitnehmers. 

4. die vereinbarten Bedingungen für die die Angabe, 
ob eine Rückkehr des Arbeitnehmers vorgesehen ist, 
und gegebenenfalls die Bedingungen der Rückkehr. 

 

 (3) Fällt der Auslandsaufenthalt nach Absatz 2 in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie 96/71/EG des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem- 
ber 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im 
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. L 
18 vom 21.1.1997, S.1), die durch die Richtlinie (EU) 
2018/957 (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 16) geändert 
worden ist, muss die Niederschrift nach Absatz 1 Satz 
1 neben den Angaben nach Absatz 2 auch folgende 
zusätzliche Angaben enthalten: 
1. die Entlohnung, auf die der Arbeitnehmer nach dem 
Recht des Mitgliedstaats oder der Mitgliedstaaten, in 
dem oder in denen der Arbeitnehmer seine Arbeit leis- 
ten soll, Anspruch hat, 
2. den Link zu der einzigen offiziellen nationalen Web-
site, die der Mitgliedstaat, in dem der Arbeitneh- mer 
seine Arbeit leisten soll, betreibt nach Artikel 5 Ab- satz 
2 Buchstabe a der Richtlinie 2014/67/EU des Eu- ro-
päischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG über 
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 die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Er- 
bringung von Dienstleistungen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungs- 
zusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informati- 
onssystems – („IMI-Verordnung“) (ABl. L 159 vom 
28.5.2014, S. 11). 

 

(3) Die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 bis 9 und 
Absatz 2 Nr. 2 und 3 können ersetzt werden durch ei- 
nen Hinweis auf die einschlägigen Tarifverträge, Be- 
triebs- oder Dienstvereinbarungen und ähnlichen Rege- 
lungen, die für das Arbeitsverhältnis gelten. Ist in den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 8 und 9 die jeweilige 
gesetzliche Regelung maßgebend, so kann hierauf ver- 
wiesen werden. 

(34) Die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr.Nummer 6 
bis 98 und 10 bis 14 Absatz 2 Nr. 2 und 3 können er- 
setzt werden durch einen Hinweis auf die auf das Ar- 
beitsverhältnis anwendbaren einschlägigen Tarifver- 
träge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und ähnli- 
chen sowie Regelungen paritätisch besetzter Kommis- 
sionen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts Ar- 
beitsbedingungen für den Bereich kirchlicher Arbeitge- 
ber festlegen. die für das Arbeitsverhältnis gelten. Ist in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr.Nummer 811 und 
914 die jeweilige gesetzliche Regelung maßgebend, 
so kann hierauf verwiesen werden. Die Angaben nach 
Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 1 können 
ersetzt werden durch einen Hinweis auf konkrete Best- 
immungen der einschlägigen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften und Satzungen oder Tarifverträge, 

Art. 4 Abs. 3 
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 Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sowie Regelun- 
gen paritätisch besetzter Kommissionen, die auf Grund-
lage kirchlichen Rechts Arbeitsbedingungen für den Be-
reich kirchlicher Arbeitgeber festlegen. 

 

(4) Wenn dem Arbeitnehmer ein schriftlicher Arbeits- 
vertrag ausgehändigt worden ist, entfällt die Verpflich- 
tung nach den Absätzen 1 und 2, soweit der Vertrag 
die in den Absätzen 1 bis 3 geforderten Angaben ent- 
hält. 

(45) Wenn dem Arbeitnehmer ein schriftlicher Arbeits- 
vertrag ausgehändigt worden ist, entfällt die Verpflich- 
tung nach den Absätzen 1 und 2,2 und 3 soweit der 
Vertrag die in den Absätzen 1 bis 34 geforderten An- 
gaben enthält. 

 

§ 3 Änderung der Angaben § 3 Änderung der Angaben  

Eine Änderung der wesentlichen Vertragsbedingungen 
ist dem Arbeitnehmer spätestens einen Monat nach der 
Änderung schriftlich mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht bei ei- 
ner Änderung der gesetzlichen Vorschriften, Tarifver- 
träge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und ähnli- 
chen Regelungen, die für das Arbeitsverhältnis gelten. 

Eine Änderung der wesentlichen Vertragsbedingungen 
ist dem Arbeitnehmer spätestens einen Monat nach 
der Änderung an dem Tag, an dem sie wirksam wird, 
schriftlich mitzuteilen. 
Satz 1 gilt nicht bei einer Änderung der auf das Ar- 
beitsverhältnis anwendbaren gesetzlichen Vorschrif- 
ten, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun- 
gen und ähnlichen sowie Regelungen paritätisch be- 
setzter Kommissionen, die auf der Grundlage kirchli- 
chen Rechts Arbeitsbedingungen für den Bereich 
kirchlicher Arbeitgeber festlegen. ,die für das Arbeits- 
verhältnis gelten. 

Art. 6 

 § 4 Bußgeldvorschriften  
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 (1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 eine in § 2 Absatz 1 
Satz 2 genannte wesentliche Vertragsbedingung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschrie- 
benen Weise oder nicht rechtzeitig aushändigt, 
2. entgegen § 2 Absatz 2, auch in Verbindung mit Ab- 
satz 3, eine dort genannte Niederschrift nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig aushän- 
digt oder 
3. entgegen § 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht rich- 
tig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig macht. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu zweitausend Euro geahndet werden. 

Art. 19 

§ 4 Übergangsvorschrift § 45 Übergangsvorschrift  

Hat das Arbeitsverhältnis bereits bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bestanden, so ist dem Arbeitnehmer auf 
sein Verlangen innerhalb von zwei Monaten eine Nie- 
derschrift im Sinne des § 2 auszuhändigen. Soweit eine 
früher ausgestellte Niederschrift oder ein schriftlicher 
Arbeitsvertrag die nach diesem Gesetz erforderlichen 
Angaben enthält, entfällt diese Verpflichtung. 

Hat das Arbeitsverhältnis bereits bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes vor dem 1. August 2022 bestanden, so 
ist dem Arbeitnehmer auf sein Verlangen innerhalb von 
zwei Monaten spätestens am siebten Tag nach Zu- 
gang der Aufforderung beim Arbeitgeber eine die Nie- 
derschrift im Sinne mit den Angaben nach des § 2 Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 10 auszuhändigen; die 

Art. 22 
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 Niederschrift mit den übrigen Angaben nach § 2 Ab- 
satz 1 Satz 2 ist spätestens einen Monat nach Zugang 
der Aufforderung auszuhändigen. Soweit eine früher 
ausgestellte Niederschrift oder ein schriftlicher Arbeits- 
vertrag die nach diesem Gesetz erforderlichen Anga- 
ben enthält, entfällt diese Verpflichtung. 

 

§ 5 Unabdingbarkeit § 56 Unabdingbarkeit  

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zuun- 
gunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu- 
ungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. 

 

   

Artikel 2 Artikel 2  

Berufsbildungsgesetz Berufsbildungsgesetz  

[…]. […].  

§ 11 Vertragsniederschrift § 11 Vertragsniederschrift  

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss 
des Berufsausbildungsvertrages, spätestens vor Be- 
ginn der Berufsausbildung, den wesentlichen Inhalt des 
Vertrages gemäß Satz 2 schriftlich niederzulegen; die 
elektronische Form ist ausgeschlossen. In die Nieder- 
schrift sind mindestens aufzunehmen 

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss 
des Berufsausbildungsvertrages, spätestens vor Be- 
ginn der Berufsausbildung, den wesentlichen Inhalt 
des Vertrages gemäß Satz 2 schriftlich niederzulegen; 
die elektronische Form ist ausgeschlossen. In die Nie- 
derschrift sind mindestens aufzunehmen 
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 1. Name, Vorname und Anschrift der Ausbildenden so- 
wie der Auszubildenden, und bei Minderjährigen zu- 
sätzlich Name und Anschrift ihrer gesetzlichen Vertre- 
ter oder Vertreterinnen. 

Art. 4 Abs. 2 lit. a 

1. Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der 
Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für 
die ausgebildet werden soll, 

12. Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel 
der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätig- 
keit, für die ausgebildet werden soll, 

 

2. Beginn und Dauer der Berufsausbildung, 23. Beginn und Dauer der Berufsausbildung,  

3. Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil- 
dungsstätte, 

34. die Ausbildungsstätte und Ausbildungsmaßnah- 
men außerhalb der Ausbildungsstätte, 

Art. 4 Abs. 2 lit. b 

4. Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit, 45. Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit,  

5. Dauer der Probezeit, 56. Dauer der Probezeit,  

6. Zahlung und Höhe der Vergütung, 67. Zahlung und Höhe der Vergütung sowie deren Zu- 
sammensetzung, sofern sich die Vergütung aus ver- 
schiedenen Bestandteilen zusammensetzt, 

Art. 4 Abs. 2 lit. k 

 8. Vergütung oder Ausgleich von Überstunden, Art. 4 Abs. 2 lit. l 
7. Dauer des Urlaubs, 79. Dauer des Urlaubs,  

8. Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbil- 
dungsvertrag gekündigt werden kann, 

810. Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbil- 
dungsvertrag gekündigt werden kann, 

 



 

13 
 

 
 

Geltende Fassung 
 

Geänderte Fassung Richtlinienbezug 

9. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die 
Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die 
auf das Berufsausbildungsverhältnis anzuwenden sind, 

911. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf 
die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun- 
gen, die auf das Berufsausbildungsverhältnis anzu- 
wenden sind, 

 

10. die Form des Ausbildungsnachweises nach § 13 
Satz 2 Nummer 7. 

1012. die Form des Ausbildungsnachweises nach § 13 
Satz 2 Nummer 7. 

 

(2) Die Niederschrift ist von den Ausbildenden, den Aus-
zubildenden und deren gesetzlichen Vertretern und Ver-
treterinnen zu unterzeichnen. 

(2) Die Niederschrift ist von den Ausbildenden, den 
Auszubildenden und deren gesetzlichen Vertretern und 
Vertreterinnen zu unterzeichnen. 

 

(3) Ausbildende haben den Auszubildenden und deren 
gesetzlichen Vertretern und Vertreterinnen eine Ausfer- 
tigung der unterzeichneten Niederschrift unverzüglich 
auszuhändigen. 

(3) Ausbildende haben den Auszubildenden und deren 
gesetzlichen Vertretern und Vertreterinnen eine Aus- 
fertigung der unterzeichneten Niederschrift unverzüg- 
lich auszuhändigen. 

 

(4) Bei Änderungen des Berufsausbildungsvertrages gel-
ten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(4) Bei Änderungen des Berufsausbildungsvertrages 
gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

 

[…]. […].  

§ 36 Antrag und Mitteilungspflichten § 36 Antrag und Mitteilungspflichten  

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss 
des Berufsausbildungsvertrages die Eintragung in das 
Verzeichnis zu beantragen. Der Antrag kann schriftlich 
oder elektronisch gestellt werden; eine Kopie der Ver- 

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss 
des Berufsausbildungsvertrages die Eintragung in das 
Verzeichnis zu beantragen. Der Antrag kann schriftlich 
oder elektronisch gestellt werden; eine Kopie der Ver- 
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tragsniederschrift ist jeweils beizufügen. Auf einen be- 
trieblichen Ausbildungsplan im Sinne von § 11 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1, der der zuständigen Stelle bereits 
vorliegt, kann dabei Bezug genommen werden. Ent- 
sprechendes gilt bei Änderungen des wesentlichen 
Vertragsinhalts. 

tragsniederschrift ist jeweils beizufügen. Auf einen be- 
trieblichen Ausbildungsplan im Sinne von § 11 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 12, der der zuständigen Stelle be- 
reits vorliegt, kann dabei Bezug genommen werden. 
Entsprechendes gilt bei Änderungen des wesentlichen 
Vertragsinhalts. 

 

(2) Ausbildende und Auszubildende sind verpflichtet, 
den zuständigen Stellen die zur Eintragung nach § 34 
erforderlichen Tatsachen auf Verlangen mitzuteilen. 

(2) Ausbildende und Auszubildende sind verpflichtet, 
den zuständigen Stellen die zur Eintragung nach § 34 
erforderlichen Tatsachen auf Verlangen mitzuteilen. 

 

[…]. […].  

§ 101 Bußgeldvorschriften § 101 Bußgeldvorschriften  

(…) (…)  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nummer 3 bis 7 mit einer Geldbuße bis zu fünf-
tausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geld- buße 
bis zu tausend Euro geahndet werden. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nummer 3 bis 7 mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Num- 
mer 1 mit einer Geldbuße bis zu zweitausend Euro, in 
den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu tausend 
Euro geahndet werden. 

 

Artikel 3 Artikel 3  

Handwerksordnung Handwerksordnung  

[…]. […].  

§ 30 § 30  
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(1) Der Ausbildende hat unverzüglich nach Abschluß 
des Berufsausbildungsvertrags die Eintragung in die 
Lehrlingsrolle zu beantragen. Der Antrag kann schrift- 
lich oder elektronisch gestellt werden; eine Kopie der 
Vertragsniederschrift ist jeweils beizufügen. Auf einen 
betrieblichen Ausbildungsplan im Sinne des § 11 Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 1 des Berufsbildungsgesetzes, 
der der zuständigen Stelle bereits vorliegt, kann dabei 
Bezug genommen werden. Entsprechendes gilt bei Än- 
derungen des wesentlichen Vertragsinhalts. 

(1) Der Ausbildende hat unverzüglich nach Abschluß 
des Berufsausbildungsvertrags die Eintragung in die 
Lehrlingsrolle zu beantragen. Der Antrag kann schrift- 
lich oder elektronisch gestellt werden; eine Kopie der 
Vertragsniederschrift ist jeweils beizufügen. Auf einen 
betrieblichen Ausbildungsplan im Sinne des § 11 Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 12 des Berufsbildungsgesetzes, 
der der zuständigen Stelle bereits vorliegt, kann dabei 
Bezug genommen werden. Entsprechendes gilt bei 
Änderungen des wesentlichen Vertragsinhalts. 

 

(2) Der Ausbildende hat anzuzeigen 
1. eine vorausgegangene allgemeine und berufliche 
Ausbildung des Lehrlings (Auszubildenden), 
2. die Bestellung von Ausbildern. 

(2) Der Ausbildende hat anzuzeigen 
1. eine vorausgegangene allgemeine und berufliche 
Ausbildung des Lehrlings (Auszubildenden), 
2. die Bestellung von Ausbildern. 

 

[…]. […].  

Artikel 4 Artikel 4  

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz Arbeitnehmerüberlassungsgesetz  

[…]. […].  

§ 11 Sonstige Vorschriften über das Leiharbeitsver- 
hältnis 

§ 11 Sonstige Vorschriften über das Leiharbeits- 
verhältnis 

 

(1) Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingun- 
gen des Leiharbeitsverhältnisses richtet sich nach den 

(1) Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingun- 
gen des Leiharbeitsverhältnisses richtet sich nach den 
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Bestimmungen des Nachweisgesetzes. Zusätzlich zu 
den in § 2 Abs. 1 des Nachweisgesetzes genannten 
Angaben sind in die Niederschrift aufzunehmen: 
1. Firma und Anschrift des Verleihers, die Erlaubnisbe- 
hörde sowie Ort und Datum der Erteilung der Erlaubnis 
nach § 1, 
2. Art und Höhe der Leistungen für Zeiten, in denen der 
Leiharbeitnehmer nicht verliehen ist. 

Bestimmungen des Nachweisgesetzes. Zusätzlich zu 
den in § 2 Abs. 1 des Nachweisgesetzes genannten 
Angaben sind in die Niederschrift aufzunehmen: 
1. Firma und Anschrift des Verleihers, die Erlaubnisbe- 
hörde sowie Ort und Datum der Erteilung der Erlaubnis 
nach § 1, 
2. Art und Höhe der Leistungen für Zeiten, in denen 
der Leiharbeitnehmer nicht verliehen ist. 

 

(2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem Leiharbeit- 
nehmer bei Vertragsschluß ein Merkblatt der Erlaubnis- 
behörde über den wesentlichen Inhalt dieses Gesetzes 
auszuhändigen. Nichtdeutsche Leiharbeitnehmer erhal- 
ten das Merkblatt und den Nachweis nach Absatz 1 auf 
Verlangen in ihrer Muttersprache. Die Kosten des Merk-
blatts trägt der Verleiher. Der Verleiher hat den Leihar-
beitnehmer vor jeder Überlassung darüber zu in- formie-
ren, dass er als Leiharbeitnehmer tätig wird. 

(2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem Leiharbeit- 
nehmer bei Vertragsschluß ein Merkblatt der Erlaub- 
nisbehörde über den wesentlichen Inhalt dieses Geset- 
zes auszuhändigen. Nichtdeutsche Leiharbeitnehmer 
erhalten das Merkblatt und den Nachweis nach Absatz 
1 auf Verlangen in ihrer Muttersprache. Die Kosten des 
Merkblatts trägt der Verleiher. Der Verleiher hat den 
Leiharbeitnehmer vor jeder Überlassung darüber zu in- 
formieren, dass er als Leiharbeitnehmer tätig wird, und 
ihm die Firma und Anschrift des Entleihers, dem er 
überlassen wird, in Textform mitzuteilen. 

Art. 4 Abs. 2 lit. f 

[…]. […].  

§ 13a Informationspflicht des Entleihers über freie 
Arbeitsplätze 

§ 13a Informationspflicht des Entleihers über freie 
Arbeitsplätze und Übernahmegesuch des Leihar- 
beitnehmers 
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Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer über Arbeits- 
plätze des Entleihers, die besetzt werden sollen, zu in- 
formieren. Die Information kann durch allgemeine Be- 
kanntgabe an geeigneter, dem Leiharbeitnehmer zu- 
gänglicher Stelle im Betrieb und Unternehmen des Ent- 
leihers erfolgen. 

(1) Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer über Ar- 
beitsplätze des Entleihers, die besetzt werden sollen, 
zu informieren. Die Information kann durch allgemeine 
Bekanntgabe an geeigneter, dem Leiharbeitnehmer 
zugänglicher Stelle im Betrieb und Unternehmen des 
Entleihers erfolgen. 

 

 (2) Der Entleiher hat einem Leiharbeitnehmer, der ihm 
seit mindestens sechs Monaten überlassen ist und der 
ihm in Textform den Wunsch nach dem Abschluss ei- 
nes Arbeitsvertrages angezeigt hat, innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Anzeige eine begründete 
Antwort in Textform mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht, sofern 
der Leiharbeitnehmer dem Entleiher diesen Wunsch in 
den letzten zwölf Monaten bereits einmal angezeigt 
hat. Für die Bestimmung des Überlassungszeitraums 
nach Satz 1 gilt § 1 Absatz 1b Satz 2 entsprechend. 

Art. 12 

[…]. […].  

§ 16 Ordnungswidrigkeiten § 16 Ordnungswidrigkeiten  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

 

(…) (…)  
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9. entgegen § 13a Satz 1 den Leiharbeitnehmer nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig informiert, 

9. entgegen § 13a Absatz 1 Satz 1 den Leiharbeit- 
nehmer nicht, nicht richtig oder nicht vollständig infor- 
miert, 

 

(…) (…)  

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 
bis 1f, 6 und 11 bis 18 kann mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nummer 2, 7a, 7b und 8a mit einer Geldbuße bis 
zu fünfhunderttausend Euro, die Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 und 10 mit einer Geld- 
buße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, die Ord- 
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5, 6a und 8 
mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet wer- 
den. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 
bis 1f, 6 und 11 bis 18 kann mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nummer 2, 7a, 7b und 8a mit einer Geldbuße 
bis zu fünfhunderttausend Euro, die Ordnungswidrig- 
keit nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 und 10 mit einer 
Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5, 6a 
und 8 mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahn- 
det werden die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
Nummer 8 mit einer Geldbuße bis zweitauschen Euro 
und die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 
5 und 6a mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro ge- 
ahndet werden. 

 

Artikel 5 Artikel 5  

Seearbeitsgesetz Seearbeitsgesetz  

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht  

[…]. […].  
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 § 32a Pflichtfortbildungen  

[…]. […].  

§ 28 Heuervertrag § 28 Heuervertrag  

(1) Der Reeder darf ein Besatzungsmitglied nur mit ei- 
nem gültigen Heuervertrag beschäftigen. Durch den 
Heuervertrag wird ein Heuerverhältnis zwischen dem 
Reeder und dem Besatzungsmitglied begründet. Der 
Reeder hat dem Besatzungsmitglied rechtzeitig vor 
dem beabsichtigten Vertragsabschluss einen Vertrags- 
entwurf, einschließlich der nach Absatz 2 Nummer 11 
anzugebenden Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen 
oder Bordvereinbarungen, auszuhändigen oder zu 
übermitteln. Der Heuervertrag bedarf der Schriftform; 
die elektronische Form ist ausgeschlossen. Der Reeder 
und das Besatzungsmitglied erhalten je eine Ausferti- 
gung des von ihnen unterzeichneten Heuervertrages. 

(1) Der Reeder darf ein Besatzungsmitglied nur mit ei- 
nem gültigen Heuervertrag beschäftigen. Durch den 
Heuervertrag wird ein Heuerverhältnis zwischen dem 
Reeder und dem Besatzungsmitglied begründet. Der 
Reeder hat dem Besatzungsmitglied rechtzeitig vor 
dem beabsichtigten Vertragsabschluss einen Vertrags- 
entwurf, einschließlich der nach Absatz 2 Nummer 
1113 anzugebenden Tarifverträge, Betriebsvereinba- 
rungen oder Bordvereinbarungen, auszuhändigen oder 
zu übermitteln. Der Heuervertrag bedarf der Schrift- 
form; die elektronische Form ist ausgeschlossen. Der 
Reeder und das Besatzungsmitglied erhalten je eine 
Ausfertigung des von ihnen unterzeichneten Heuerver- 
trages. 

 

(2) In den Heuervertrag ist der wesentliche Inhalt des 
Heuerverhältnisses aufzunehmen, insbesondere: 

(2) In den Heuervertrag ist der wesentliche Inhalt des 
Heuerverhältnisses aufzunehmen, insbesondere: 

Art. 4 Abs. 2 
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1. der vollständige Name und die Anschrift des Ree- 
ders; im Falle eines anderen Arbeitgebers der vollstän- 
dige Name und die Anschrift des Arbeitgebers und des 
Reeders, 

1. der vollständige Name und die Anschrift des Ree- 
ders; im Falle eines anderen Arbeitgebers der vollstän- 
dige Name und die Anschrift des Arbeitgebers und des 
Reeders, 

 

2. der vollständige Name, das Geburtsdatum, der Ge- 
burtsort und die Anschrift des Besatzungsmitglieds, 

2. der vollständige Name, das Geburtsdatum, der Ge- 
burtsort und die Anschrift des Besatzungsmitglieds, 

3. die Bezeichnung oder Beschreibung der vom Besat- 
zungsmitglied zu leistenden Dienste, soweit vorgese- 
hen, die Beschränkung der Dienstpflicht auf bestimmte 
Schiffe oder Fahrtgebiete, 

3. die Bezeichnung oder Beschreibung der vom Besat- 
zungsmitglied zu leistenden Dienste, soweit vorgese- 
hen, die Beschränkung der Dienstpflicht auf bestimmte 
Schiffe oder Fahrtgebiete, 

4. der Zeitpunkt des Beginns des Heuerverhältnisses, 
der Ort und der Tag des Dienstantritts unter Angabe 
des Schiffes, 

4. der Zeitpunkt des Beginns des Heuerverhältnisses, 
der Ort und der Tag des Dienstantritts unter Angabe 
des Schiffes, 

5. bei befristetem Heuervertrag die vorgesehene Dauer 
des Heuerverhältnisses, 

5. bei befristetem Heuervertrag: das Enddatum oder 
die vorgesehene Dauer des Heuerverhältnisses, 

 6. sofern vereinbart, die Dauer der Probezeit, 

6. die Zusammensetzung und die Höhe der Heuer ein- 
schließlich der Zuschläge, Zulagen, Prämien und Son- 
derzahlungen oder die für die Berechnung der Heuer 
zugrunde zu legende Formel sowie die Fälligkeit der 
Heuer, 

67. die Zusammensetzung und die Höhe der Heuer ein-
schließlich der Vergütung von Überstunden, der Zu- 
schläge, Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen, die 
getrennt anzugeben sind, oder die für die Berechnung 
der Heuer zugrunde zu legende Formel sowie die Fäl- 
ligkeit der Heuer und die Art der Auszahlung, 
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 8. sofern vereinbart, die Möglichkeit der Anordnung 
von Überstunden und deren Voraussetzungen, 

 

7. die vereinbarten Arbeitszeiten und Ruhezeiten, 79. die vereinbarten Arbeitszeiten, vereinbarten Ruhe- 
pausen und Ruhezeiten sowie bei einem Mehrwachen- 
System das vereinbarte System, 

8. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 810. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 

9. bei unbefristetem Heuervertrag oder wenn die Künd- 
barkeit eines befristeten Heuerverhältnisses vereinbart 
ist: die Voraussetzungen, Fristen und Termine für eine 
Kündigung, 

911. bei unbefristetem Heuervertrag oder wenn die 
Kündbarkeit eines befristeten Heuerverhältnisses ver- 
einbart ist: die Voraussetzungen, die das bei der Kün- 
digung des Heuerverhältnisses einzuhaltende Verfah- 
ren, mindestens das Erfordernis der Schriftformerfor- 
dernis und die Fristen für die Kündigung und Termine 
für eine Kündigung sowie die Frist zur Erhebung einer 
Kündigungsschutzklage; § 7 des Kündigungsschutzge- 
setzes ist auch bei einem nicht ordnungsgemäßen 
Nachweis der Frist zur Erhebung der Kündigungs- 
schutzklage anzuwenden. 

10. der Heimschaffungsanspruch des Besatzungsmit- 
glieds, 

1012. der Heimschaffungsanspruch des Besatzungs- 
mitglieds, 

11. die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinbarun- 
gen oder Bordvereinbarungen, die auf das Heuerver- 
hältnis anzuwenden sind, 

1113. die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinba- 
rungen oder Bordvereinbarungen, die auf das Heuer- 
verhältnis anzuwenden sind, 
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12. die Leistungen der medizinischen Betreuung und 
der sozialen Sicherheit, die der Reeder oder der an- 
dere Arbeitgeber dem Besatzungsmitglied gewährt o- 
der zu gewähren hat, 

1214. die Leistungen der medizinischen Betreuung 
und der sozialen Sicherheit, die der Reeder oder der 
andere Arbeitgeber dem Besatzungsmitglied gewährt 
oder zu gewähren hat, 

 

 15. sofern vereinbart, der Anspruch auf vom Reeder be-
reitgestellte Fortbildung, 

13. der Ort und das Datum, an dem der Heuervertrag 
abgeschlossen worden ist. 

1316. der Ort und das Datum, an dem der Heuerver- 
trag abgeschlossen worden ist. 

(3) Für Besatzungsmitglieder von Fischereifahrzeugen 
sind in den Heuervertrag aufzunehmen: 

(3) Für Besatzungsmitglieder von Fischereifahrzeugen 
sind in den Heuervertrag aufzunehmen: 

 

1. zusätzlich zu Absatz 2 Nummer 3 der Name und das 
Fischereikennzeichen des Fischereifahrzeuges oder 
die Namen und die Fischereikennzeichen der Fische- 
reifahrzeuge, auf dem oder denen das Besatzungsmit- 
glied Dienst leisten soll, 

1. zusätzlich zu Absatz 2 Nummer 3 der Name und 
das Fischereikennzeichen des Fischereifahrzeuges o- 
der die Namen und die Fischereikennzeichen der Fi- 
schereifahrzeuge, auf dem oder denen das Besat- 
zungsmitglied Dienst leisten soll, 

 

2. zusätzlich zu Absatz 2 Nummer 4 die Reise oder Rei-
sen, die unternommen werden sollen, falls sie im Zeit-
punkt des Vertragsschlusses angegeben werden 
können, 

2. zusätzlich zu Absatz 2 Nummer 4 die Reise oder 
Reisen, die unternommen werden sollen, falls sie im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses angegeben werden 
können, 

 

3. abweichend von Absatz 2 Nummer 6 der Betrag der 
Heuer oder die Höhe des Anteils und dessen Berech- 

3. abweichend von Absatz 2 Nummer 67 der Betrag 
der Heuer oder die Höhe des Anteils und dessen Be- 
rechnungsart, wenn das Entgelt in einer Beteiligung 
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nungsart, wenn das Entgelt in einer Beteiligung be- 
steht, oder der Betrag der Heuer und die Höhe des An- 
teils und dessen Berechnungsart, wenn beide Formen 
des Entgelts miteinander verbunden werden, und die 
gegebenenfalls vereinbarte Mindestheuer. 

besteht, oder der Betrag der Heuer und die Höhe des 
Anteils und dessen Berechnungsart, wenn beide For- 
men des Entgelts miteinander verbunden werden, und 
die gegebenenfalls vereinbarte Mindestheuer. 

 

(4) Hat das Besatzungsmitglied voraussichtlich länger 
als einen Monat seine Arbeitsleistung im Ausland an 
Land oder an Bord eines Schiffes unter ausländischer 
Flagge zu erbringen, sind in den Heuervertrag zusätz- 
lich aufzunehmen: 

(4) Hat das Besatzungsmitglied voraussichtlich länger 
als einen Monat seine Arbeitsleistung im Ausland an 
Land oder an Bord eines Schiffes unter ausländischer 
Flagge zu erbringen, sind in den Heuervertrag zusätz- 
lich aufzunehmen: 

 

1. die voraussichtliche Dauer der im Ausland oder an 
Bord eines Schiffes unter ausländischer Flagge auszu- 
übenden Tätigkeit, 

1. die voraussichtliche Dauer der im Ausland oder an 
Bord eines Schiffes unter ausländischer Flagge auszu- 
übenden Tätigkeit, 

 

2. die Währung, in der die Heuer ausgezahlt wird, 2. die Währung, in der die Heuer ausgezahlt wird,  

3. die mit dem Auslandsaufenthalt oder dem Aufenthalt 
an Bord eines Schiffes unter ausländischer Flagge ver- 
bundenen zusätzlichen Leistungen, 

3. die mit dem Auslandsaufenthalt oder dem Aufenthalt 
an Bord eines Schiffes unter ausländischer Flagge ver- 
bundenen zusätzlichen Leistungen, 

 

4. die Bedingungen für die Rückkehr des Besatzungs- 
mitglieds. 

4. die Bedingungen für die Rückkehr des Besatzungs- 
mitglieds. 

 

(5) Die Angaben nach Absatz 2 Nummer 6 bis 10, 12 
und Absatz 4 Nummer 2 bis 4 können ersetzt werden 

(5) Die Angaben nach Absatz 2 Nummer 6 bis 1012, 
1214 bis 15 und Absatz 4 Nummer 2 bis 4 können er- 
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durch die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinba- 
rungen oder Bordvereinbarungen, die für das Heuer- 
verhältnis gelten. Ist in diesen Fällen die jeweilige ge- 
setzliche Regelung maßgebend, so kann hierauf ver- 
wiesen werden. 

setzt werden durch die Angabe der Tarifverträge, Be- 
triebsvereinbarungen oder Bordvereinbarungen, die für 
das Heuerverhältnis gelten. Ist in diesen Fällen die je- 
weilige gesetzliche Regelung maßgebend, so kann 
hierauf verwiesen werden. 

 

(6) Bei der Änderung wesentlicher Vertragsbedingun- 
gen gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. Satz 1 
gilt nicht bei einer Änderung der gesetzlichen Vorschrif- 
ten, der Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen oder 
Bordvereinbarungen, die für das Heuerverhältnis gel- 
ten. 

(6) Bei der Änderung wesentlicher Vertragsbedingun- 
gen gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. Satz 1 
gilt nicht bei einer Änderung der gesetzlichen Vor- 
schriften, der Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen o- 
der Bordvereinbarungen, die für das Heuerverhältnis 
gelten. 

 

 (7) Hat das Heuerverhältnis bereits vor dem 1. August 
2022 bestanden, so ist dem Besatzungsmitglied auf 
sein Verlangen eine Niederschrift mit den nach Absatz 
2 wesentlichen Angaben innerhalb von sieben Tagen 
nach Zugang der Aufforderung auszuhändigen. Soweit 
eine früher ausgestellte Niederschrift oder ein schriftli- 
cher Heuervertrag die nach Absatz 2 wesentlichen An- 
gaben enthält, entfällt diese Verpflichtung. 

Art. 22 

[…]. […].  

 § 32a Pflichtfortbildungen Art. 13 
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 (1) Ist der Reeder durch oder aufgrund eines Geset- 
zes, eines Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinba- 
rung verpflichtet, dem Besatzungsmitglied eine für die 
Erbringung der Arbeitsleistung erforderliche Fortbil- 
dung anzubieten, dürfen dem Besatzungsmitglied die 
Kosten hierfür nicht auferlegt werden. 

 

 (2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen während der 
regelmäßigen Arbeitszeit durchgeführt werden. Soweit 
Fortbildungen nach Absatz 1 außerhalb der regelmäßi- 
gen Arbeitszeit durchgeführt werden müssen, gelten 
sie als Arbeitszeit. 

 

[…]. […].  

§ 82 Form und Inhalt des Vertrages über die Berufs- 
ausbildung an Bord 

§ 82 Form und Inhalt des Vertrages über die Be- 
rufsausbildung an Bord 

 

(1) Der Vertrag über die Berufsausbildung für einen Be- 
ruf an Bord bedarf der Schriftform; die elektronische 
Form ist ausgeschlossen. Der Reeder hat den Auszu- 
bildenden und dessen gesetzlichen Vertreter rechtzeitig 
vor dem beabsichtigten Vertragsschluss einen Ver- 
tragsentwurf, einschließlich der nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 12 anzugebenden Tarifverträge, Betriebsver- 
einbarungen oder Bordvereinbarungen, auszuhändi- 

(1) Der Vertrag über die Berufsausbildung für einen Be-
ruf an Bord bedarf der Schriftform; die elektronische 
Form ist ausgeschlossen. Der Reeder hat den Auszu- 
bildenden und dessen gesetzlichen Vertreter rechtzei- 
tig vor dem beabsichtigten Vertragsschluss einen Ver- 
tragsentwurf, einschließlich der nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 12 anzugebenden Tarifverträge, Betriebsver- 
einbarungen oder Bordvereinbarungen, auszuhändi- 
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gen. Der Vertrag über die Berufsausbildung ist vor Be- 
ginn der Berufsausbildung abzuschließen und von dem 
Reeder, den Auszubildenden und deren gesetzlichen 
Vertretern zu unterzeichnen. Alle Unterzeichnenden 
müssen unverzüglich eine Ausfertigung des Vertrages 
über die Berufsausbildung an Bord erhalten. 

gen. Der Vertrag über die Berufsausbildung ist vor Be- 
ginn der Berufsausbildung abzuschließen und von dem 
Reeder, den Auszubildenden und deren gesetzlichen 
Vertretern zu unterzeichnen. Alle Unterzeichnenden 
müssen unverzüglich eine Ausfertigung des Vertrages 
über die Berufsausbildung an Bord erhalten. 

 

(2) Beginnt eine Berufsausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz zunächst an Land und soll der praktische 
Teil an Bord durchgeführt werden, ist der Vertrag nach 
Absatz 1 spätestens vor Beginn der praktischen Ausbil- 
dung an Bord abzuschließen. § 11 des Berufsbildungs- 
gesetzes bleibt unberührt. 

(2) Beginnt eine Berufsausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz zunächst an Land und soll der praktische 
Teil an Bord durchgeführt werden, ist der Vertrag nach 
Absatz 1 spätestens vor Beginn der praktischen Aus- 
bildung an Bord abzuschließen. § 11 des Berufsbil- 
dungsgesetzes bleibt unberührt. 

 

(3) In den Vertrag über die Berufsausbildung an Bord 
sind mindestens aufzunehmen: 

(3) In den Vertrag über die Berufsausbildung an Bord 
sind mindestens aufzunehmen: 

Art. 4 Abs. 2 

1. der Name und die Anschrift des Reeders; im Falle ei- 
nes anderen Ausbildenden dessen vollständiger Name 
und Anschrift sowie Name und Anschrift des Reeders, 

1. der Name und die Anschrift des Reeders; im Falle 
eines anderen Ausbildenden dessen vollständiger 
Name und Anschrift sowie Name und Anschrift des 
Reeders, 

2. der Vorname und Familienname, das Geburtsdatum, 
der Geburtsort und die Anschrift des Auszubildenden, 

2. der Vorname und Familienname, das Geburtsda- 
tum, der Geburtsort und die Anschrift des Auszubilden- 
den, 

3. der Zeitpunkt des Beginns der Berufsausbildung, 3. der Zeitpunkt des Beginns der Berufsausbildung, 
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4. die Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie das 
Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstä- 
tigkeit, für die ausgebildet werden soll, 

4. die Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie 
das Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Be- 
rufstätigkeit, für die ausgebildet werden soll, 

 

5. die Dauer der Berufsausbildung, 5. die Dauer der Berufsausbildung, 

6. die Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil- 
dungsstätte, 

6. der Hinweis darauf, dass die Ausbildung auf ver- 
schiedenen Schiffen erfolgen kann, sowie die Ausbil- 
dungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, 

7. die Dauer der täglichen regelmäßigen Ausbildungs- 
zeit und der Ruhezeiten, 

7. die Dauer der täglichen regelmäßigen Ausbildungs- 
zeit und der Ruhezeiten, 

8. die Dauer der Probezeit, 8. die Dauer der Probezeit, 

9. die Fälligkeit und Höhe der Vergütung, 9. die Fälligkeit und die Zusammensetzung und die Hö-
he der Vergütung einschließlich der Zuschläge, Zu- la-
gen, Prämien und Sonderzahlungen, die getrennt an- 
zugeben sind, oder die für die Berechnung der Vergü- 
tung zugrunde zu legende Formel sowie die Fälligkeit 
der Vergütung und die Art der Auszahlung, gegebe- 
nenfalls die Modalitäten und die Vergütung von Über- 
stunden, 

10. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 10. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs, 

11. die Voraussetzungen, unter denen der Berufsaus- 
bildungsvertrag gekündigt werden kann, 

11. die Voraussetzungen, unter denen der Berufsaus- 
bildungsvertrag gekündigt werden kann das bei der 
Kündigung des Ausbildungsvertrages einzuhaltende 



 

28 
 

 
 

Geltende Fassung 
 

Geänderte Fassung Richtlinienbezug 

 Verfahren, mindestens das Schriftformerfordernis und 
die Fristen für eine Kündigung sowie die Frist zur Erhe- 
bung einer Kündigungsschutzklage; § 7 des Kündi- 
gungsschutzgesetzes ist auch bei einem nicht ord- 
nungsgemäßen Nachweis der Frist zur Erhebung der 
Kündigungsschutzklage anzuwenden. 

 

12. die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinbarun- 
gen oder Bordvereinbarungen, die auf das Berufsaus- 
bildungsverhältnis an Bord anzuwenden sind, 

12. die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinbarun- 
gen oder Bordvereinbarungen, die auf das Berufsaus- 
bildungsverhältnis an Bord anzuwenden sind, 

13. die Leistungen der medizinischen Betreuung und 
der sozialen Sicherheit, die der Reeder als Ausbilden- 
der oder der andere Ausbildende dem Auszubildenden 
zu gewähren hat, 

13. die Leistungen der medizinischen Betreuung und 
der sozialen Sicherheit, die der Reeder als Ausbilden- 
der oder der andere Ausbildende dem Auszubildenden 
zu gewähren hat, 

14. der Heimschaffungsanspruch des Auszubildenden, 14. der Heimschaffungsanspruch des Auszubildenden, 

15. der Ort und das Datum, an dem der Vertrag über 
die Berufsausbildung an Bord abgeschlossen worden 
ist. 

15. der Ort und das Datum, an dem der Vertrag über 
die Berufsausbildung an Bord abgeschlossen worden 
ist. 

Den Auszubildenden ist der Ort des Dienstantritts an 
Bord rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. 

Den Auszubildenden ist der Ort des Dienstantritts an 
Bord rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. 

 

(4) Für Besatzungsmitglieder von Fischereifahrzeugen 
sind 

(4) Für Besatzungsmitglieder von Fischereifahrzeugen 
sind 
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1. zusätzlich zu Absatz 3 der Name und das Fischerei- 
kennzeichen des Fischereifahrzeuges oder die Namen 
und die Fischereikennzeichen der Fischereifahrzeuge, 
auf dem oder denen das Besatzungsmitglied Dienst 
leisten soll, 
2. zusätzlich zu Absatz 3 die Reise oder Reisen, die 
unternommen werden sollen, falls sie im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses angegeben werden können, 
3. abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 9 die 
Höhe des Anteils und dessen Berechnungsart, wenn 
eine Beteiligung am Fangerlös gewährt wird, 
in den Berufsausbildungsvertrag aufzunehmen. 

1. zusätzlich zu Absatz 3 der Name und das Fischerei- 
kennzeichen des Fischereifahrzeuges oder die Namen 
und die Fischereikennzeichen der Fischereifahrzeuge, 
auf dem oder denen das Besatzungsmitglied Dienst 
leisten soll, 
2. zusätzlich zu Absatz 3 die Reise oder Reisen, die 
unternommen werden sollen, falls sie im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses angegeben werden können, 
3. abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nummer 9 die 
Höhe des Anteils und dessen Berechnungsart, wenn 
eine Beteiligung am Fangerlös gewährt wird, 
in den Berufsausbildungsvertrag aufzunehmen. 

 

(5) Wird die Ausbildung voraussichtlich länger als einen 
Monat an Bord eines Schiffes unter ausländischer 
Flagge durchgeführt, sind in den Vertrag zusätzlich auf- 
zunehmen: 
1. die Dauer der Ausbildung an Bord des Schiffes unter 
ausländischer Flagge, 
2. die Währung, in der die Vergütung ausgezahlt wird, 
3. die zusätzlichen Leistungen, die mit der Ausbildung 
auf einem Schiff unter ausländischer Flagge verbunden 
sind, 

(5) Wird die Ausbildung voraussichtlich länger als ei- 
nen Monat an Bord eines Schiffes unter ausländischer 
Flagge durchgeführt, sind in den Vertrag zusätzlich 
aufzunehmen: 
1. die Dauer der Ausbildung an Bord des Schiffes un- 
ter ausländischer Flagge, 
2. die Währung, in der die Vergütung ausgezahlt wird, 
3. die zusätzlichen Leistungen, die mit der Ausbildung 
auf einem Schiff unter ausländischer Flagge verbun- 
den sind, 
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4. die Bedingungen für die Rückkehr des Auszubilden- 
den. 
Die Vorschriften über die Eignung und die Zulassung ei-
nes Schiffes unter ausländischer Flagge als Ausbil- 
dungsstätte bleiben unberührt. 

4. die Bedingungen für die Rückkehr des Auszubilden- 
den. 
Die Vorschriften über die Eignung und die Zulassung 
eines Schiffes unter ausländischer Flagge als Ausbil- 
dungsstätte bleiben unberührt. 

 

(6) Die Angaben nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7, 9 bis 
11, 13 und 14 und Absatz 4 können ersetzt werden 
durch die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinba- 
rungen oder Bordvereinbarungen sowie ähnlicher Re- 
gelungen, die für das Berufsausbildungsverhältnis an 
Bord gelten. Ist in diesen Fällen die jeweilige gesetzli- 
che Regelung maßgebend, so kann hierauf verwiesen 
werden. 

(6) Die Angaben nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7, 9 
bis 11, 13 und 14 und Absatz 4 können ersetzt werden 
durch die Angabe der Tarifverträge, Betriebsvereinba- 
rungen oder Bordvereinbarungen sowie ähnlicher Re- 
gelungen, die für das Berufsausbildungsverhältnis an 
Bord gelten. Ist in diesen Fällen die jeweilige gesetzli- 
che Regelung maßgebend, so kann hierauf verwiesen 
werden. 

 

(7) Bei der Änderung wesentlicher Vertragsbedingun- 
gen gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. Satz 1 
gilt nicht bei einer Änderung der gesetzlichen Vorschrif- 
ten, der Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen oder 
Bordvereinbarungen, die für das Berufsausbildungsver- 
hältnis gelten. 

(7) Bei der Änderung wesentlicher Vertragsbedingun- 
gen gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. Satz 1 
gilt nicht bei einer Änderung der gesetzlichen Vor- 
schriften, der Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen o- 
der Bordvereinbarungen, die für das Berufsausbil- 
dungsverhältnis gelten. 

 

(8) Die Vorschriften der §§ 12 bis 16 des Berufsbil- 
dungsgesetzes über nichtige Vereinbarungen, die Pflich-
ten der Auszubildenden und der Ausbildenden während 
der Berufsausbildung, die Freistellung für die 

(8) Die Vorschriften der §§ 12 bis 16 des Berufsbil- 
dungsgesetzes über nichtige Vereinbarungen, die 
Pflichten der Auszubildenden und der Ausbildenden 
während der Berufsausbildung, die Freistellung für die 
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Teilnahme am Berufsschulunterricht und das Zeugnis 
sind entsprechend anwendbar. 

Teilnahme am Berufsschulunterricht und das Zeugnis 
sind entsprechend anwendbar. 

 

 (9) Hat das Ausbildungsverhältnis bereits vor dem 
1. August 2022 bestanden, so ist dem Auszubildenden 
auf sein Verlangen eine Niederschrift mit den nach Ab- 
satz 3 wesentlichen Angaben innerhalb von sieben Ta- 
gen nach Zugang der Aufforderung auszuhändigen o- 
der zu übermitteln. Soweit eine früher ausgestellte Nie- 
derschrift oder ein schriftlicher Ausbildungsvertrag die 
nach Absatz 3 erforderlichen Angaben enthält, entfällt 
diese Verpflichtung. 

Art. 22 

[…]. […].  

§ 148 Selbständige § 148 Selbständige  

(1) Für Selbständige gilt in Abschnitt 3 über die Be- 
schäftigungsbedingungen § 28 Absatz 1 Satz 1 mit der 
Maßgabe, dass anstelle des Heuervertrages der Ver- 
trag mit dem Reeder tritt. § 28 Absatz 1 Satz 2 bis 5, 
Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 7, 9, 10, 12 und 13, Absatz 3 
Nummer 1 und 2 sowie § 29 Absatz 1 Satz 3 und 4 gel- 
ten mit der gleichen Maßgabe entsprechend. 

(1) Für Selbständige gilt in Abschnitt 3 über die Be- 
schäftigungsbedingungen § 28 Absatz 1 Satz 1 mit der 
Maßgabe, dass anstelle des Heuervertrages der Ver- 
trag mit dem Reeder tritt. § 28 Absatz 1 Satz 2 bis 5, 
Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 7, 9, 10, 11, 12 und 13, 14 
und 16, Absatz 3 Nummer 1 und 2 sowie § 29 Absatz 
1 Satz 3 und 4 gelten mit der gleichen Maßgabe ent- 
sprechend. 

 

(2) Für Selbständige sind 2) Für Selbständige sind  
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1. in Abschnitt 3 über die Beschäftigungsbedingungen 
a) in Unterabschnitt 1 die Vorschriften des § 28 Absatz 
2 Nummer 6, 8, 11, Absatz 3 Nummer 3, Absatz 4, 5 
und 6 Satz 2, des § 29 Absatz 2 und 3 sowie die §§ 31 
bis 33 über den Heuervertrag, die Anreisekosten, die 
Dienstleistungspflicht und die Dienstbescheinigung, 
b) die Vorschriften des Unterabschnitts 3 über die 
Heuer, 
c) in Unterabschnitt 4 die Vorschriften des § 42 Absatz 
1, 2, 4 und 5, der §§ 43, 44 und 45 Absatz 1 und 2, der 
§§ 46, 47 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4, des § 48 Absatz 1 
Nummer 1 und Absatz 2, der §§ 49, 51, 52, 54 über die 
Arbeitszeiten und Ruhezeiten sowie die Vergütungsre- 
gelungen in § 53 Absatz 1 und 7 in Verbindung mit § 
52, 
d) die Vorschriften des Unterabschnitts 5 über den Ur- 
laub, es sei denn, die Personen sind wegen ihrer wirt- 
schaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnli- 
che Personen anzusehen, 
e) die Vorschriften des Unterabschnitts 6 über die Kün- 
digung des Heuerverhältnisses, 
f) in Unterabschnitt 7 die Vorschrift des § 76 Absatz 1 
Satz 4 und Absatz 5 über die Fortzahlung der Heuer 

1. in Abschnitt 3 über die Beschäftigungsbedingungen 
a) in Unterabschnitt 1 die Vorschriften des § 28 Absatz 
2 Nummer 67, 810, 1113, Absatz 3 Nummer 3, Absatz 
4, 5 und 6 Satz 2, des § 29 Absatz 2 und 3 sowie die 
§§ 31 bis 33 über den Heuervertrag, die Anreisekos- 
ten, die Dienstleistungspflicht, Pflichtfortbildungen und 
die Dienstbescheinigung, 
b) die Vorschriften des Unterabschnitts 3 über die 
Heuer, 
c) in Unterabschnitt 4 die Vorschriften des § 42 Absatz 
1, 2, 4 und 5, der §§ 43, 44 und 45 Absatz 1 und 2, der 
§§ 46, 47 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4, des § 48 Absatz 
1 Nummer 1 und Absatz 2, der §§ 49, 51, 52, 54 über 
die Arbeitszeiten und Ruhezeiten sowie die Vergü- 
tungsregelungen in § 53 Absatz 1 und 7 in Verbindung 
mit § 52, 
d) die Vorschriften des Unterabschnitts 5 über den Ur- 
laub, es sei denn, die Personen sind wegen ihrer wirt- 
schaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnli- 
che Personen anzusehen, 
e) die Vorschriften des Unterabschnitts 6 über die 
Kündigung des Heuerverhältnisses, 

 



 

33 
 

 
 

Geltende Fassung 
 

Geänderte Fassung Richtlinienbezug 

bei Heimschaffung und die Erstattung der Kosten der 
Heimschaffung, 
2. in Abschnitt 6 über die medizinische und soziale Be- 
treuung die Vorschriften der §§ 104 und 105 Absatz 2 
Satz 2 über die Fortzahlung der Heuer oder eines an- 
gemessenen Tagegeldes im Krankheitsfall sowie des § 
117 Absatz 4 Satz 2 zur Anwendung des Arbeits- 
schutzgesetzes 
nicht anzuwenden. Soweit nach den §§ 49 und 54 ab- 
weichende Regelungen über die Arbeitszeiten und Ru- 
hezeiten tarifvertraglich vereinbart sind, können diese 
auf Selbständige sinngemäß angewendet werden. 

f) in Unterabschnitt 7 die Vorschrift des § 76 Absatz 1 
Satz 4 und Absatz 5 über die Fortzahlung der Heuer 
bei Heimschaffung und die Erstattung der Kosten der 
Heimschaffung, 
2. in Abschnitt 6 über die medizinische und soziale Be- 
treuung die Vorschriften der §§ 104 und 105 Absatz 2 
Satz 2 über die Fortzahlung der Heuer oder eines an- 
gemessenen Tagegeldes im Krankheitsfall sowie des § 
117 Absatz 4 Satz 2 zur Anwendung des Arbeits- 
schutzgesetzes 
nicht anzuwenden. Soweit nach den §§ 49 und 54 ab- 
weichende Regelungen über die Arbeitszeiten und Ru- 
hezeiten tarifvertraglich vereinbart sind, können diese 
auf Selbständige sinngemäß angewendet werden. 

 

(3) Soweit für Selbständige geltende Ansprüche nach 
diesem Gesetz auf die Dauer (§ 93 Absatz 1 Satz 1, § 
97 Absatz 1 Satz 1, § 99 Absatz 1 Satz 1) oder das 
Ende (§ 73 Nummer 2) des Heuerverhältnisses abstel- 
len, sind die Vorschriften mit der Maßgabe anzuwen- 
den, dass an deren Stelle die Dauer des mit dem Ree- 
der bestehenden Vertragsverhältnisses oder dessen 
Ende tritt. 

(3) Soweit für Selbständige geltende Ansprüche nach 
diesem Gesetz auf die Dauer (§ 93 Absatz 1 Satz 1, § 
97 Absatz 1 Satz 1, § 99 Absatz 1 Satz 1) oder das En-
de (§ 73 Nummer 2) des Heuerverhältnisses abstel- len, 
sind die Vorschriften mit der Maßgabe anzuwen- den, 
dass an deren Stelle die Dauer des mit dem Ree- der 
bestehenden Vertragsverhältnisses oder dessen 
Ende tritt. 
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(4) Der Reeder hat das Recht, sich die Kosten für die 
Heimschaffung, die Unterkunft und die Verpflegung für 
die Dauer des Aufenthaltes an Bord, die er ausgelegt 
hat, auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung mit 
dem Selbständigen erstatten zu lassen. 

(4) Der Reeder hat das Recht, sich die Kosten für die 
Heimschaffung, die Unterkunft und die Verpflegung für 
die Dauer des Aufenthaltes an Bord, die er ausgelegt 
hat, auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung mit 
dem Selbständigen erstatten zu lassen. 

 

[…]. […].  

Artikel 6 Artikel 6  

Gewerbeordnung Gewerbeordnung  

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht  

[…]. […].  

§§ 113 bis 132a (weggefallen) § 111 Pflichtfortbildungen  

 §§ 112 bis 132a (weggefallen)  

[…]. […].  

 § 111 Pflichtfortbildungen Art. 13 
 (1) Ist der Arbeitgeber durch Gesetz oder aufgrund ei- 

nes Gesetzes, durch oder eines Tarifvertrages, einer 
oder Betriebs- oder Dienstvereinbarung verpflichtet, 
dem Arbeitnehmer eine für die Erbringung der Arbeits- 
leistung erforderliche Fortbildung anzubieten, dürfen 
dem Arbeitnehmer die Kosten hierfür nicht auferlegt 
werden. 
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 (2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen während der re-
gelmäßigen Arbeitszeit durchgeführt werden. Soweit 
Fortbildungen nach Absatz 1 außerhalb der regelmäßi- 
gen Arbeitszeit durchgeführt werden müssen, gelten 
sie als Arbeitszeit. 

 

[…]. […].  

Artikel 7 Artikel 7  

Teilzeit- und Befristungsgesetz Teilzeit- und Befristungsgesetz  

[…]. […].  

§ 7 Ausschreibung; Erörterung; Information über 
freie Arbeitsplätze 

§ 7 Ausschreibung; Erörterung; Information über 
freie Arbeitsplätze 

 

(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er öf- 
fentlich oder innerhalb des Betriebes ausschreibt, auch 
als Teilzeitarbeitsplatz auszuschreiben, wenn sich der 
Arbeitsplatz hierfür eignet. 

(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er öf- 
fentlich oder innerhalb des Betriebes ausschreibt, auch 
als Teilzeitarbeitsplatz auszuschreiben, wenn sich der 
Arbeitsplatz hierfür eignet. 

 

(2) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer dessen 
Wunsch nach Veränderung von Dauer oder Lage oder 
von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten Ar- 
beitszeit zu erörtern. Dies gilt unabhängig vom Umfang 
der Arbeitszeit. Der Arbeitnehmer kann ein Mitglied der 
Arbeitnehmervertretung zur Unterstützung oder Ver- 
mittlung hinzuziehen. 

(2) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer dessen 
Wunsch nach Veränderung von Dauer oder Lage oder 
von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten Ar- 
beitszeit zu erörtern und den Arbeitnehmer über ent- 
sprechende Arbeitsplätze zu informieren, die im Be- 
trieb oder Unternehmen besetzt werden sollen. Dies 
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 gilt unabhängig vom Umfang der Arbeitszeit. Der Ar- 
beitnehmer kann ein Mitglied der Arbeitnehmervertre- 
tung zur Unterstützung oder Vermittlung hinzuziehen. 

 

(3) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitnehmer, der ihm 
den Wunsch nach einer Veränderung von Dauer oder 
Lage oder von Dauer und Lage seiner vertraglich ver- 
einbarten Arbeitszeit angezeigt hat, über entspre- 
chende Arbeitsplätze zu informieren, die im Betrieb o- 
der Unternehmen besetzt werden sollen. 

(3) Der Arbeitgeber hat einenm Arbeitnehmer, dessen 
Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden 
und der ihm in Textform den Wunsch nach einer Ver- 
änderung von Dauer oder Lage oder von Dauer und 
Lage seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit Ab- 
satz 2 Satz 1 angezeigt hat, über entsprechende Ar- 
beitsplätze zu informieren, die im Betrieb oder Unter- 
nehmen besetzt werden sollen innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Anzeige eine begründete Antwort in 
Textform mitzuteilen. Hat der Arbeitgeber in den letz- 
ten zwölf Monaten vor Zugang der Anzeige bereits ein- 
mal einen in Textform geäußerten Wunsch nach Ab- 
satz 2 Satz 1 in Textform begründet beantwortet, ist 
eine mündliche Erörterung nach Absatz 2 ausreichend. 

Art. 12 

(4) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung 
über angezeigte Arbeitszeitwünsche nach Absatz 2 so- 
wie über Teilzeitarbeit im Betrieb und Unternehmen zu 
informieren, insbesondere über vorhandene oder ge- 
plante Teilzeitarbeitsplätze und über die Umwandlung 
von Teilzeitarbeitsplätzen in Vollzeitarbeitsplätze oder 

(4) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung 
über angezeigte Arbeitszeitwünsche nach Absatz 2 so- 
wie über Teilzeitarbeit im Betrieb und Unternehmen zu 
informieren, insbesondere über vorhandene oder ge- 
plante Teilzeitarbeitsplätze und über die Umwandlung 
von Teilzeitarbeitsplätzen in Vollzeitarbeitsplätze oder 
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umgekehrt. Der Arbeitnehmervertretung sind auf Ver- 
langen die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen; § 92 des Betriebsverfassungsgesetzes bleibt 
unberührt. 

umgekehrt. Der Arbeitnehmervertretung sind auf Ver- 
langen die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen; § 92 des Betriebsverfassungsgesetzes bleibt 
unberührt. 

 

[…]. […].  

§ 12 Arbeit auf Abruf § 12 Arbeit auf Abruf  

(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer können vereinbaren, 
dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung entspre- 
chend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat (Arbeit auf Ab-
ruf). Die Vereinbarung muss eine bestimmte Dauer der 
wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit festlegen. Wenn 
die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nicht festgelegt 
ist, gilt eine Arbeitszeit von 20 Stunden als vereinbart. 
Wenn die Dauer der täglichen Arbeitszeit nicht festge-
legt ist, hat der Arbeitgeber die Arbeitsleis- tung des Ar-
beitnehmers jeweils für mindestens drei aufeinander fol-
gende Stunden in Anspruch zu nehmen. 

(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer können vereinbaren, 
dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung entspre- 
chend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat (Arbeit auf 
Abruf). Die Vereinbarung muss eine bestimmte Dauer 
der wöchentlichen und täglichen Arbeitszeit festlegen. 
Wenn die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nicht 
festgelegt ist, gilt eine Arbeitszeit von 20 Stunden als 
vereinbart. Wenn die Dauer der täglichen Arbeitszeit 
nicht festgelegt ist, hat der Arbeitgeber die Arbeitsleis- 
tung des Arbeitnehmers jeweils für mindestens drei 
aufeinander folgende Stunden in Anspruch zu neh- 
men. 

 

(2) Ist für die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nach 
Absatz 1 Satz 2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, darf 
der Arbeitgeber nur bis zu 25 Prozent der wöchentli- 
chen Arbeitszeit zusätzlich abrufen. Ist für die Dauer 
der wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz 2 

(2) Ist für die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nach 
Absatz 1 Satz 2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, 
darf der Arbeitgeber nur bis zu 25 Prozent der wö- 
chentlichen Arbeitszeit zusätzlich abrufen. Ist für die 
Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 
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eine Höchstarbeitszeit vereinbart, darf der Arbeitgeber 
nur bis zu 20 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit we- 
niger abrufen. 

Satz 2 eine Höchstarbeitszeit vereinbart, darf der Ar- 
beitgeber nur bis zu 20 Prozent der wöchentlichen Ar- 
beitszeit weniger abrufen. 

 

(3) Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeitsleistung ver- 
pflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm die Lage seiner Ar- 
beitszeit jeweils mindestens vier Tage im Voraus mit- 
teilt. 

(3) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Zeitrahmen, 
bestimmt durch Referenzstunden und Referenztage, 
festzulegen, in dem auf seine Aufforderung hin Arbeit 
stattfinden kann. Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeits- 
leistung verpflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm die La-
ge seiner Arbeitszeit jeweils mindestens vier Tage im 
Voraus mitteilt und die Arbeitsleistung im Zeitrah- 
men nach Satz 1 zu erfolgen hat. 

Art. 4 Abs. 2 lit. m 

(4) Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krank- 
heitsfall ist die maßgebende regelmäßige Arbeitszeit im 
Sinne von § 4 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgeset- 
zes die durchschnittliche Arbeitszeit der letzten drei Mo-
nate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit (Referenz- zeit-
raum). Hat das Arbeitsverhältnis bei Beginn der Ar- 
beitsunfähigkeit keine drei Monate bestanden, ist der 
Berechnung des Entgeltfortzahlungsanspruchs die 
durchschnittliche Arbeitszeit dieses kürzeren Zeitraums 
zugrunde zu legen. Zeiten von Kurzarbeit, unverschul- 
deter Arbeitsversäumnis, Arbeitsausfällen und Urlaub 
im Referenzzeitraum bleiben außer Betracht. Für den 

(4) Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krank- 
heitsfall ist die maßgebende regelmäßige Arbeitszeit 
im Sinne von § 4 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsge- 
setzes die durchschnittliche Arbeitszeit der letzten drei 
Monate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit (Referenz- 
zeitraum). Hat das Arbeitsverhältnis bei Beginn der Ar- 
beitsunfähigkeit keine drei Monate bestanden, ist der 
Berechnung des Entgeltfortzahlungsanspruchs die 
durchschnittliche Arbeitszeit dieses kürzeren Zeit- 
raums zugrunde zu legen. Zeiten von Kurzarbeit, un- 
verschuldeter Arbeitsversäumnis, Arbeitsausfällen und 
Urlaub im Referenzzeitraum bleiben außer Betracht. 
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Arbeitnehmer günstigere Regelungen zur Berechnung 
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall finden Anwen- 
dung. 

Für den Arbeitnehmer günstigere Regelungen zur Be- 
rechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall fin- 
den Anwendung. 

 

(5) Für die Berechnung der Entgeltzahlung an Feierta- 
gen nach § 2 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgeset- 
zes gilt Absatz 4 entsprechend. 

(5) Für die Berechnung der Entgeltzahlung an Feierta- 
gen nach § 2 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgeset- 
zes gilt Absatz 4 entsprechend. 

 

(6) Durch Tarifvertrag kann von den Absätzen 1 und 3 
auch zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen 
werden, wenn der Tarifvertrag Regelungen über die 
tägliche und wöchentliche Arbeitszeit und die Voran- 
kündigungsfrist vorsieht. Im Geltungsbereich eines sol- 
chen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der tarifli- 
chen Regelungen über die Arbeit auf Abruf vereinba- 
ren. 

(6) Durch Tarifvertrag kann von den Absätzen 1 und 3 
Absatz 1 und von der Vorankündigungsfrist nach Ab- 
satz 3 Satz 2 auch zuungunsten des Arbeitnehmers 
abgewichen werden, wenn der Tarifvertrag Regelun- 
gen über die tägliche und wöchentliche Arbeitszeit und 
die Vorankündigungsfrist vorsieht. Im Geltungsbereich 
eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebun- 
dene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung 
der tariflichen Regelungen über die Arbeit auf Abruf 
vereinbaren. 

 

[…]. […].  

§ 15 Ende des befristeten Arbeitsvertrages § 15 Ende des befristeten Arbeitsvertrages  

(1) Ein kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag endet 
mit Ablauf der vereinbarten Zeit. 

(1) Ein kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag endet 
mit Ablauf der vereinbarten Zeit. 

 

(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit Errei- 
chen des Zwecks, frühestens jedoch zwei Wochen 

(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit Errei- 
chen des Zwecks, frühestens jedoch zwei Wochen 
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nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des Arbeit- 
nehmers durch den Arbeitgeber über den Zeitpunkt der 
Zweckerreichung. 

nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des Ar- 
beitnehmers durch den Arbeitgeber über den Zeitpunkt 
der Zweckerreichung. 

 

 (3) Wird für ein befristetes Arbeitsverhältnis eine Pro- 
bezeit vereinbart, so muss diese im Verhältnis zu der 
erwarteten Dauer der Befristung und der Art der Tätig- 
keit stehen. 

Art. 8 Abs. 2 

(3) Ein befristetes Arbeitsverhältnis unterliegt nur dann 
der ordentlichen Kündigung, wenn dies einzelvertrag- 
lich oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist. 

(34) Ein befristetes Arbeitsverhältnis unterliegt nur 
dann der ordentlichen Kündigung, wenn dies einzelver- 
traglich oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart 
ist. 

 

(4) Ist das Arbeitsverhältnis für die Lebenszeit einer 
Person oder für längere Zeit als fünf Jahre eingegan- 
gen, so kann es von dem Arbeitnehmer nach Ablauf 
von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfrist 
beträgt sechs Monate. 

(4 5) Ist das Arbeitsverhältnis für die Lebenszeit einer 
Person oder für längere Zeit als fünf Jahre eingegan- 
gen, so kann es von dem Arbeitnehmer nach Ablauf 
von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kündigungsfrist 
beträgt sechs Monate. 

 

(5) Wird das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Zeit, für 
die es eingegangen ist, oder nach Zweckerreichung mit 
Wissen des Arbeitgebers fortgesetzt, so gilt es als auf 
unbestimmte Zeit verlängert, wenn der Arbeitgeber 
nicht unverzüglich widerspricht oder dem Arbeitnehmer 
die Zweckerreichung nicht unverzüglich mitteilt. 

(56) Wird das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Zeit, 
für die es eingegangen ist, oder nach Zweckerreichung 
mit Wissen des Arbeitgebers fortgesetzt, so gilt es als 
auf unbestimmte Zeit verlängert, wenn der Arbeitgeber 
nicht unverzüglich widerspricht oder dem Arbeitnehmer 
die Zweckerreichung nicht unverzüglich mitteilt. 
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§ 16 Folgen unwirksamer Befristung § 16 Folgen unwirksamer Befristung  

Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt der befristete 
Arbeitsvertrag als auf unbestimmte Zeit geschlossen; 
er kann vom Arbeitgeber frühestens zum vereinbarten 
Ende ordentlich gekündigt werden, sofern nicht nach 
§ 15 Abs. 3 die ordentliche Kündigung zu einem frühe- 
ren Zeitpunkt möglich ist. Ist die Befristung nur wegen 
des Mangels der Schriftform unwirksam, kann der Ar- 
beitsvertrag auch vor dem vereinbarten Ende ordentlich 
gekündigt werden. 

Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt der befris- 
tete Arbeitsvertrag als auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen; er kann vom Arbeitgeber frühestens zum verein- 
barten Ende ordentlich gekündigt werden, sofern nicht 
nach § 15 Abs. 3 Absatz 4 die ordentliche Kündigung 
zu einem früheren Zeitpunkt möglich ist. Ist die Befris- 
tung nur wegen des Mangels der Schriftform unwirk- 
sam, kann der Arbeitsvertrag auch vor dem vereinbar- 
ten Ende ordentlich gekündigt werden. 

 

[…]. […].  

§ 18 Information über unbefristete Arbeitsplätze § 18 Information über unbefristete Arbeitsplätze  

Der Arbeitgeber hat die befristet beschäftigten Arbeit- 
nehmer über entsprechende unbefristete Arbeitsplätze 
zu informieren, die besetzt werden sollen. Die Informa- 
tion kann durch allgemeine Bekanntgabe an geeigne- 
ter, den Arbeitnehmern zugänglicher Stelle im Betrieb 
und Unternehmen erfolgen. 

(1) Der Arbeitgeber hat die befristet beschäftigten Ar- 
beitnehmer über entsprechende unbefristete Arbeits- 
plätze zu informieren, die besetzt werden sollen. Die In-
formation kann durch allgemeine Bekanntgabe an ge-
eigneter, den Arbeitnehmern zugänglicher Stelle im Be-
trieb und Unternehmen erfolgen. 

 

 (2) Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer, dessen 
Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden 
und der ihm in Textform den Wunsch nach einem auf 

Art. 12 
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 unbestimmte Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag ange- 
zeigt hat, innerhalb eines Monats nach Zugang der An- 
zeige eine begründete Antwort in Textform mitzuteilen. 
Satz 1 gilt nicht, sofern der Arbeitnehmer dem Arbeit- 
geber diesen Wunsch in den letzten zwölf Monaten vor 
Zugang der Anzeige bereits zweimal angezeigt hat. 

 

[…]. […].  

§ 21 Auflösend bedingte Arbeitsverträge § 21 Auflösend bedingte Arbeitsverträge  

Wird der Arbeitsvertrag unter einer auflösenden Bedin- 
gung geschlossen, gelten § 4 Abs. 2, § 5, § 14 Abs. 1 
und 4, § 15 Abs. 2, 3 und 5 sowie die §§ 16 bis 20 ent- 
sprechend. 

Wird der Arbeitsvertrag unter einer auflösenden Bedin- 
gung geschlossen, gelten § 4 Abs. 2, § 5, § 14 Abs. 1 
und 4, § 15 Abs. 2, 34 und 56 sowie die §§ 16 bis 20 
entsprechend. 

 

§ 22 Abweichende Vereinbarungen § 22 Abweichende Vereinbarungen  

(1) Außer in den Fällen des § 9a Absatz 6, § 12 Absatz 
6, § 13 Absatz 4 und § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 kann 
von den Vorschriften dieses Gesetzes nicht zuunguns- 
ten des Arbeitnehmers abgewichen werden. 

(1) Außer in den Fällen des § 9a Absatz 6, § 12 Absatz 
6, § 13 Absatz 4 und § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 kann 
von den Vorschriften dieses Gesetzes nicht zuunguns- 
ten des Arbeitnehmers abgewichen werden. 

 

(2) Enthält ein Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
Bestimmungen im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 3 und 
4, auch in Verbindung mit § 9a Absatz 2, des § 9a Ab- 
satz 6, § 12 Absatz 6, § 13 Absatz 4, § 14 Absatz 2 

(2) Enthält ein Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
Bestimmungen im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 3 und 
4, auch in Verbindung mit § 9a Absatz 2, des § 9a Ab- 
satz 6, § 12 Absatz 6, § 13 Absatz 4, § 14 Absatz 2 
Satz 3 und 4 oder § 15 Absatz 34, so gelten diese 
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Satz 3 und 4 oder § 15 Absatz 3, so gelten diese Best- 
immungen auch zwischen nicht tarifgebundenen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, wenn die Anwendung der für den öffentlichen 
Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen zwi- 
schen ihnen vereinbart ist und die Arbeitgeber die Kos- 
ten des Betriebes überwiegend mit Zuwendungen im 
Sinne des Haushaltsrechts decken. 

Bestimmungen auch zwischen nicht tarifgebundenen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes, wenn die Anwendung der für den öf- 
fentlichen Dienst geltenden tarifvertraglichen Bestim- 
mungen zwischen ihnen vereinbart ist und die Arbeit- 
geber die Kosten des Betriebes überwiegend mit Zu- 
wendungen im Sinne des Haushaltsrechts decken. 

 

[…]. […].  

Artikel 8 Artikel 8  

Anästhesietechnische- und Operations- 
technische-Assistenten-Gesetz 

Anästhesietechnische- und Operations- 
technische-Assistenten-Gesetz 

 

[…]. […].  

§ 26 Ausbildungsvertrag § 26 Ausbildungsvertrag  

(1) Zwischen dem Ausbildungsträger und der oder dem 
Auszubildenden ist ein Ausbildungsvertrag zu schlie- 
ßen. Der Abschluss und jede Änderung des Ausbil- 
dungsvertrages bedürfen der Schriftform. Die schriftli- 
che Form kann nicht durch die elektronische Form er- 
setzt werden. 

(1) Zwischen dem Ausbildungsträger und der oder 
dem Auszubildenden ist ein Ausbildungsvertrag zu 
schließen. Der Abschluss und jede Änderung des Aus- 
bildungsvertrages bedürfen der Schriftform. Die schrift- 
liche Form kann nicht durch die elektronische Form er- 
setzt werden. 

 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthal- 
ten: 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthal- 
ten: 
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1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 
2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 
3. den Ausbildungsplan für die praktische Ausbildung, 
4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent- 
lichen Arbeitszeit, 
5. die Höhe der Ausbildungsvergütung einschließlich 
des Umfangs etwaiger Sachbezüge nach § 30, 
6. die Modalitäten zur Zahlung der Ausbildungsvergü- 
tung und 
7. die Dauer des Urlaubs. 

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 
2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 
3. den Ausbildungsplan für die praktische Ausbildung, 
4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Arbeitszeit, 
5. die Höhe der Ausbildungsvergütung einschließlich 
des Umfangs etwaiger Sachbezüge nach § 30, 
6. die Modalitäten zur Zahlung der Ausbildungsvergü- 
tung und 
7. die Dauer des Urlaubs. 

 

(3) Des Weiteren sollen folgende Angaben, Informatio- 
nen und Hinweise im Vertrag enthalten sein oder dem 
Vertrag beigefügt werden: 
1. die Dauer der Probezeit, 
2. Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nach § 66, 
3. Angaben zu den Voraussetzungen, unter denen der 
Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, sowie 
4. Hinweise auf die dem Ausbildungsvertrag zugrunde 
liegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder 
Dienstvereinbarungen sowie auf die Rechte als Arbeit- 

(3) Des Weiteren sollen folgende Angaben, Informatio- 
nen und Hinweise im Vertrag enthalten sein oder dem 
Vertrag beigefügt werden: 
1. die Dauer der Probezeit, 
2. Angaben über die der Ausbildung zugrunde lie- 
gende Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nach § 
66, 
3. Angaben zu den Voraussetzungen, unter denen der 
Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, sowie 
4. Hinweise auf die dem Ausbildungsvertrag zugrunde 
liegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder 
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nehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsge- 
setzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungsge- 
setzes der Einrichtung der praktischen Ausbildung. 

Dienstvereinbarungen sowie auf die Rechte als Arbeit- 
nehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsge- 
setzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungs- 
gesetzes der Einrichtung der praktischen Ausbildung. 

 

(4) Der Ausbildungsvertrag ist bei Minderjährigen ge- 
meinsam von den Minderjährigen und deren gesetzli- 
chen Vertretern zu schließen. 

(4) Der Ausbildungsvertrag ist bei Minderjährigen ge- 
meinsam von den Minderjährigen und deren gesetzli- 
chen Vertretern zu schließen. 

 

(5) Eine Vertragsurkunde ist der oder dem Auszubil- 
denden auszuhändigen. Ist die oder der Auszubildende 
noch minderjährig, so ist auch ihren oder seinen ge- 
setzlichen Vertretern eine Vertragsurkunde auszuhän- 
digen. 

(5) Eine Vertragsurkunde ist der oder dem Auszubil- 
denden auszuhändigen. Ist die oder der Auszubil- 
dende noch minderjährig, so ist auch ihren oder seinen 
gesetzlichen Vertretern eine Vertragsurkunde auszu- 
händigen. 

 

(6) Ist die Schule Ausbildungsträger, wird der Ausbil- 
dungsvertrag nur wirksam, wenn die verantwortliche 
Einrichtung der praktischen Ausbildung dem Ausbil- 
dungsvertrag zustimmt. Ist die verantwortliche Einrich- 
tung der praktischen Ausbildung Ausbildungsträger, 
wird der Ausbildungsvertrag nur wirksam, wenn die 
Schule dem Ausbildungsvertrag zustimmt. Ist ein Dritter 
Ausbildungsträger, wird der Ausbildungsvertrag nur 
wirksam, wenn die Schule und die verantwortliche Ein- 
richtung der praktischen Ausbildung dem Ausbildungs- 
vertrag zustimmen. 

(6) Ist die Schule Ausbildungsträger, wird der Ausbil- 
dungsvertrag nur wirksam, wenn die verantwortliche 
Einrichtung der praktischen Ausbildung dem Ausbil- 
dungsvertrag zustimmt. Ist die verantwortliche Einrich- 
tung der praktischen Ausbildung Ausbildungsträger, 
wird der Ausbildungsvertrag nur wirksam, wenn die 
Schule dem Ausbildungsvertrag zustimmt. Ist ein Drit- 
ter Ausbildungsträger, wird der Ausbildungsvertrag nur 
wirksam, wenn die Schule und die verantwortliche Ein- 
richtung der praktischen Ausbildung dem Ausbildungs- 
vertrag zustimmen. 
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 (7) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus 
seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz 
nichts anderes ergibt, die für den Arbeitsvertrag gelten- 
den Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze anzu- 
wenden. 

 

[…]. […].  

Artikel 9 Artikel 9  

Notfallsanitätergesetz Notfallsanitätergesetz  

[…]. […].  

§ 12 Ausbildungsvertrag § 12 Ausbildungsvertrag  

(1) Zwischen dem Ausbildungsträger und der Schülerin 
oder dem Schüler ist ein schriftlicher Ausbildungsver- 
trag nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts 
zu schließen. 

(1) Zwischen dem Ausbildungsträger und der Schülerin 
oder dem Schüler ist ein schriftlicher Ausbildungsver- 
trag nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts 
zu schließen. 

 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgen- 
des enthalten: 
1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 
2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 
3. Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung sowie über die 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens Folgen- 
des enthalten: 
1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 
2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 
3. Angaben über die der Ausbildung zugrunde lie- 
gende Ausbildungs- und Prüfungsverordnung sowie 
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inhaltliche und zeitliche Gliederung der praktischen Aus-
bildung, 
4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent- 
lichen Arbeitszeit, 
5. die Dauer der Probezeit, 
6. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungs- 
vergütung, 
7. die Dauer des Urlaubs, 
8. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs- 
vertrag gekündigt werden kann, und 
9. die dem Ausbildungsvertrag zugrunde liegenden ta- 
riflichen Bestimmungen und Dienstvereinbarungen. 

über die inhaltliche und zeitliche Gliederung der prakti- 
schen Ausbildung, 
4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Arbeitszeit, 
5. die Dauer der Probezeit, 
6. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungs- 
vergütung, 
7. die Dauer des Urlaubs, 
8. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs- 
vertrag gekündigt werden kann, und 
9. die dem Ausbildungsvertrag zugrunde liegenden ta- 
riflichen Bestimmungen und Dienstvereinbarungen. 

 

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer Person, die zur 
Vertretung des Ausbildungsträgers berechtigt ist, und 
der Schülerin oder dem Schüler, bei Minderjährigen 
auch von deren gesetzlichen Vertretern, zu unterzeich- 
nen. Eine Ausfertigung des unterzeichneten Ausbil- 
dungsvertrages ist der Schülerin oder dem Schüler und 
deren gesetzlichen Vertretern auszuhändigen. 

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer Person, die 
zur Vertretung des Ausbildungsträgers berechtigt ist, 
und der Schülerin oder dem Schüler, bei Minderjähri- 
gen auch von deren gesetzlichen Vertretern, zu unter- 
zeichnen. Eine Ausfertigung des unterzeichneten Aus- 
bildungsvertrages ist der Schülerin oder dem Schüler 
und deren gesetzlichen Vertretern auszuhändigen. 

 

(4) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedürfen 
der Schriftform. 

(4) Änderungen des Ausbildungsvertrages bedürfen 
der Schriftform. 

 

 (5) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus 
seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz 
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 nichts anderes ergibt, die für den Arbeitsvertrag gelten- 
den Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze anzu- 
wenden. 

 

[…]. […].  

Artikel 10 Artikel 10  

PTA-Berufsgesetz PTA-Berufsgesetz  

[…]. […].  

§ 18 Ausbildungsvertrag § 18 Ausbildungsvertrag  

(1) Zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung 
und der oder dem Auszubildenden ist für die Durchfüh- 
rung der praktischen Ausbildung ein Ausbildungsver- 
trag zu schließen. Der Abschluss und jede Änderung 
des Ausbildungsvertrages bedürfen der Schriftform. Die 
schriftliche Form kann nicht durch die elektronische 
Form ersetzt werden. 

(1) Zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung 
und der oder dem Auszubildenden ist für die Durchfüh- 
rung der praktischen Ausbildung ein Ausbildungsver- 
trag zu schließen. Der Abschluss und jede Änderung 
des Ausbildungsvertrages bedürfen der Schriftform. 
Die schriftliche Form kann nicht durch die elektroni- 
sche Form ersetzt werden. 

 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthal- 
ten: 
1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 
2. den Beginn und die Dauer der praktischen Ausbil- 
dung, 
3. den Ausbildungsplan für die praktische Ausbildung, 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthal- 
ten: 
1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 
2. den Beginn und die Dauer der praktischen Ausbil- 
dung, 
3. den Ausbildungsplan für die praktische Ausbildung, 
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4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent- 
lichen Arbeitszeit, 
5. die Höhe der Ausbildungsvergütung einschließlich 
des Umfangs etwaiger Sachbezüge, 
6. die Modalitäten zur Zahlung der Ausbildungsvergü- 
tung und 
7. die Dauer des Urlaubs. 

4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Arbeitszeit, 
5. die Höhe der Ausbildungsvergütung einschließlich 
des Umfangs etwaiger Sachbezüge, 
6. die Modalitäten zur Zahlung der Ausbildungsvergü- 
tung und 
7. die Dauer des Urlaubs. 

 

(3) Des Weiteren sollen folgende Angaben, Informatio- 
nen und Hinweise im Vertrag enthalten sein oder dem 
Vertrag beigefügt werden: 
1. die Dauer der Probezeit, 
2. Angaben über die der Ausbildung zugrunde liegende 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nach § 56, 
3. Angaben zu den Voraussetzungen, unter denen der 
Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, sowie 
4. Hinweise auf die dem Ausbildungsvertrag zugrunde 
liegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder 
Dienstvereinbarungen sowie auf die Rechte als Arbeit- 
nehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsge- 
setzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungsge- 
setzes des Trägers der praktischen Ausbildung. 

(3) Des Weiteren sollen folgende Angaben, Informatio- 
nen und Hinweise im Vertrag enthalten sein oder dem 
Vertrag beigefügt werden: 
1. die Dauer der Probezeit, 
2. Angaben über die der Ausbildung zugrunde lie- 
gende Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nach § 
56, 
3. Angaben zu den Voraussetzungen, unter denen der 
Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, sowie 
4. Hinweise auf die dem Ausbildungsvertrag zugrunde 
liegenden tariflichen Bestimmungen, Betriebs- oder 
Dienstvereinbarungen sowie auf die Rechte als Arbeit- 
nehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsge- 
setzes oder von § 4 des Bundespersonalvertretungs- 
gesetzes des Trägers der praktischen Ausbildung. 
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(4) Der Ausbildungsvertrag ist bei Minderjährigen ge- 
meinsam von den Minderjährigen und deren gesetzli- 
chen Vertretern zu schließen. 

(4) Der Ausbildungsvertrag ist bei Minderjährigen ge- 
meinsam von den Minderjährigen und deren gesetzli- 
chen Vertretern zu schließen. 

 

(5) Eine Vertragsurkunde ist der oder dem Auszubil- 
denden auszuhändigen. Ist die oder der Auszubildende 
noch minderjährig, so ist auch ihren oder seinen ge- 
setzlichen Vertretern eine Vertragsurkunde auszuhän- 
digen. 

(5) Eine Vertragsurkunde ist der oder dem Auszubil- 
denden auszuhändigen. Ist die oder der Auszubil- 
dende noch minderjährig, so ist auch ihren oder seinen 
gesetzlichen Vertretern eine Vertragsurkunde auszu- 
händigen. 

 

 (6) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus 
seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz 
nichts anderes ergibt, die für den Arbeitsvertrag gelten- 
den Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze anzu- 
wenden. 

 

[…]. […].  

 

 

 


